
Erzieherische Diskussion
In der letzten Beratung der Parteigruppe des 
Kreistages erhielten Genossen den Hinweis, vor 
der Parteigruppe darzulegen, wie sie versuchen, 
als Abgeordnete im Sinne der Beschlüsse des 
11. Plenums zu arbeiten, welche Probleme es in 
ihrer Arbeit dabei gibt, wie ihnen die Partei
leitungen ihrer Grundorganisationen helfen, 
welche Vorschläge sie für ihre Mitarbeit in den 
Ständigen Kommissionen zu unterbreiten haben 
und anderes Neben der Orientierung, die die 
Genossen der Parteigruppe zu den Fragen des 
Dialogs zwischen SED und SPD erhielten, ent
wickelte sich anhand der Einschätzungen der 
Genossen eine inhaltsreiche erzieherische Dis
kussion. Ein Genosse klagte über Schwierigkei
ten in der Arbeit mit Jugendlichen. Seine Über
legungen endeten etwa bei der Schlußfolgerung: 
„Jugendliche heranzuziehen hat keinen Zweck.“ 
Andere Genossen der Parteigruppe griffen das 
auf und zeigten an Beispielen, wie man die Ju
gendlichen für die staatliche Leitungsarbeit her
anziehen kann und welche Ergebnisse es gibt, 
wenn man das richtig macht.
Die regelmäßigen Beratungen des Sekretariats 
mit den Parteigruppensekretären haben auch 
zur Folge, <Jaß die Genossen in den Abgeord
netenschulungen mit der Kenntnis über den In
halt wichtiger Beschlüsse auftreten können und 
dadurch auch diese Schulungen eine höhere poli
tische Qualität erhalten.
Die zielstrebiger gewordene Arbeit führte auch 
dazu, daß jetzt zum Beispiel in der Stadt Schö
nebeck und in Barby regelmäßige Abstimmun
gen zwischen dem Ortsparteisekretär, dem Se
kretär der Parteigruppe der Stadtverordneten
versammlung, dem Vorsitzenden des Ortsaus
schusses der Nationalen Front, dem Genossen

Bürgermeister sowie dem Sekretär des Rates, 
stattfinden.
Wir werden unser Hauptaugenmerk vm Hinblick 
auf die Parteiarbeit in den staatlichen Leitungs
organen darauf richten, daß regelmäßig wichtige 
Beschlüsse erläutert, gegebenenfalls semina
ristisch durchgearbeitet werden, daß die Er
ziehungsarbeit der Grundorganisationen bzw. 
Parteigruppen darauf hinzielt, bei allen Ge
nossen, ob Abgeordneter oder Mitarbeiter hohes 
politische Bewußtsein bei der Erfüllung seiner 
staatlichen Funktionen zu erreichen.
Die Parteiarbeit muß dazu führen, die Genossen 
zum Verständnis für das Neue, für das Wesent
liche bei der weiteren Durchsetzung des Staats
ratserlasses zu erziehen. Sie sollen dabei Initia
toren sein, immer wieder den Weg zu den Werk
tätigen gehen, sich mit ihnen beraten und sie 
für die Mitarbeit gewinnen.
Das Sekretariat muß Einfluß auch darauf neh
men, daß die Parteileitungen in den Betrieben 
und Genossenschaften und in anderen Grund
organisationen richtige Beziehungen zu den Ge
nossen haben, die als Abgeordnete tätig sind. 
Mindestens im Jahr zweimal sollten diese Ge
nossen vor ihrer Parteileitung über ihre staat
liche Tätigkeit berichten, und die Parteileitun
gen sollten darüber wachen, daß die Abgeord
neten bei ihrer verantwortungsvollen Aufgabe 
unterstützt und nicht etwa behindert werden. 
Selbstverständlich wird sich das Sekretariat 
unserer Kreisleitung in regelmäßigen Abständen 
mit der Durchsetzung des Staatsratserlasses be
fassen, wird es die Anleitung der Parteiorgani
sationen im Staatsapparat sowie der Parteigrup
pen in den gewählten Volksvertretungen kon
tinuierlich fortsetzen.
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schichte der deutschen Arbeiter
bewegung“. Diese Bücher wer den 
mir helfen, die Strategie und 
Taktik unserer Partei noch 
besser zu verstehen und in 
meiner VK-Tätigkeit zu nutzen. 
Selbstverständlich lese ich sehr 
aufmerksam die Zeitungen. 
Beim Lesen unserer Bezirks
presse muß ich leider häufig 
feststellen, daß Kritiken und 
Hinweise von den angesproche
nen Stellen ignoriert werden 
bzw. unbeantwortet bleiben, ln 
solchen Fällen vergessen auch 
die Genossen Redakteure, den

Kritisierten eine „Gedächtnis
spritze“ in Form einer höflichen 
Mahnung zu geben. Hier könnte 
meines Erachtens mit einer 
Glosse geantwortet werden. Mit 
ihr werden die kritisierten Män
gel stark hervorgehoben und 
gleichzeitig wirksam bekämpft.

Im Statut unserer Partei wird 
sinngemäß gesagt, daß jedes 
Mitglied verpflichtet ist, die 
Kritik und Selbstkritik zu ent
wickeln und gegen jeden Ver
such, sie zu unterdrücken oder 
sie durch Beschönigung zu erset
zen, anzukämpfen. Außerdem

gibt es in unserem Staat Ge
setze, die das Mitbestimmungs
recht der Bürger garantieren. 
Da ist z. B. der Paragraph 2 des 
Staatsratserlasses „Eingaben der 
Bürger — eine Form der Mit
arbeit an der Leitung unseres 
Staates“.1) Dort heißt es wört
lich: „Für die Bearbeitung der 
Eingaben der Bürger sind die 
Leiter der Staatsorgane, sozia
listischen Betriebe und Institu
tionen persönlich verantwortlich. 
Vorschläge. Hinweise, Kritiken, 
Beschwerden und Anliegen, die 
in öffentlichen Versammlungen.
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